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Schriftliche Anfrage der Abgeordneten Rosi Steinberger (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) vom 12.12.2022 betreffend 
Granitsteinwerke Nammering – Belange der Anwohnerinnen und Anwohner 

 
Anlagen: 
Abbauplan Steinbruch Gramlet 
Abbauplan Steinbruch Paradies 
Abbauplan Steinbruch Nammering 
Luftbild Wohngebiet Nammering-West 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

die Schriftliche Anfrage beantworte ich auf der Grundlage der Stellungnah-

men der nachgeordneten Behörden wie folgt: 

1. a) Welcher Abstand zur Wohnbebauung ist in den Genehmigungsbeschei-

den der Steinbrüche der Firma Kusser in der Gemeinde Fürstenstein für den 

jeweiligen Abbaubereich festgelegt (bitte für jeden Steinbruch einzeln auffüh-

ren)? 

Die zuständige Behörde prüft im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen 

Genehmigungsverfahrens, ob an den nächstliegenden Immissionsorten die 
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zulässigen Grenzwerte, im Fall von Steinbrüchen insbesondere hinsichtlich Lärm, 

Luftreinhaltung (inklusive Staub) und Sprengerschütterungen, eingehalten werden. 

Die Prüfung erstreckt sich dabei auf die zum Zeitpunkt des Verfahrens bereits beste-

henden Immissionsorte und ist maßgeblich für die Entscheidung, ob der beantragte 

Abbaubereich genehmigt werden kann.  

Die in einem Genehmigungsbescheid festgelegten Abbaugrenzen geben folglich 

Auskunft darüber, dass im Hinblick auf die zum Genehmigungszeitpunkt vorhande-

nen Wohngebäude die öffentlich-rechtlichen Vorschriften eingehalten werden. Die 

Abstände zu den Abbaubereichen der Steinbrüche Gramlet, Paradies und Namme-

ring können den beiliegenden Plänen entnommen werden. 

1. b) Unter welchen Voraussetzungen kann eine Abweichung von diesen Abständen 

erfolgen? 

Eine Verringerung des Abstands zwischen der Wohnbebauung und dem Abbaube-

reich eines Steinbruchs kann sich ergeben, wenn entweder die Abbaufläche Rich-

tung Wohnbebauung erweitert wird oder die Wohnbebauung heranrückt.  

Ist von Seiten des Steinbruchbetreibers die Erweiterung der Abbaufläche geplant, so 

bedarf dies – sofern Sprengstoffe verwendet werden – einer immissionsschutzrechtli-

chen Änderungsgenehmigung nach § 16 Abs. 1 des Bundes-Immissionsschutzgeset-

zes (BImSchG). Wie unter der Antwort zu Frage 1.a) bereits dargelegt, sind hierbei 

die betroffenen Belange im Hinblick auf die vorhandenen Gebäude und deren Nut-

zern bzw. Bewohnern zu überprüfen. 

Verkleinert sich der Abstand zum Abbaubereich aufgrund einer späteren Bebauung, 

sind die betroffenen Belange im Rahmen des einschlägigen baurechtlichen Geneh-

migungsverfahrens zu prüfen. Hierbei kann es sich um eine Bauleitplanung der Ge-

meinde oder um einen Antrag auf Erteilung einer Einzelbaugenehmigung handeln. 

Der Nachweis, dass am geplanten Vorhaben die zulässigen Werte eingehalten wer-

den, ist im Falle einer Bauleitplanung durch die Gemeinde, bei der Einzelbaugeneh-

migung durch den jeweiligen Bauherrn zu erbringen.  
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1. c) Welche Auflagen wurden bzgl. angrenzender Wohngebiete bei der Genehmi-

gung des Steinbruchs erlassen (bitte ggf. Ausnahmen für einzelne Wohngebäude an-

geben)? 

Die Genehmigung für die letzte Erweiterung des Steinbruchs Gramlet, datiert auf den 

09.03.1999, beinhaltet Auflagen zu den Betriebszeiten (z. B. Ausschluss lärmintensi-

ver Tätigkeiten zur Nachtzeit), zum Verbot des Einsatzes von Flammstrahlern, zum 

genehmigten Abbaubereich (siehe Lageplan Nr. 1. a)) und zu den Sprengerschütte-

rungen betreffend die Immissionsorte auf den Grundstücken mit den Flurnummern 

1455, 1458/5, 1593/1, 1590 und 1592, Gemarkung und Gemeinde Fürstenstein. Dar-

über hinaus sind Messpflichten zur Erfassung von Sprengerschütterungen festge-

setzt. 

Die Genehmigung für die letzte Erweiterung des Steinbruchs Paradies, datiert auf 

den 12.09.2007, beinhaltet Auflagen zu den Betriebszeiten (z. B. Ausschluss lärmin-

tensiver Tätigkeiten zur Nachtzeit), zum Verbot des Einsatzes von Flammstrahlern, 

zum genehmigten Abbaubereich (siehe Lageplan Nr. 1. a)), zu den zulässigen Im-

missionsrichtwerten (Lärm) und zu den Sprengerschütterungen an den benachbarten 

Wohngebäuden auf den Grundstücken mit den Flurnummern 3202/5, 3194/1, 3195, 

3195/7, 3202/2 und 3278. Darüber hinaus sind Messpflichten zur Erfassung von 

Sprengerschütterungen sowie Maßnahmen zum Umgang mit abgeschiedenen Stäu-

ben festgesetzt. 

Die Anordnung vom 17.09.1997 erlegt der Betreiberin zudem auf, dass die Zufahrt 

zum Steinbruch Paradies in befestigter Bauweise (z. B. Asphalt, Zementbeton etc.) 

zu errichten und regelmäßig zu säubern ist, so dass Staubaufwirbelungen vermieden 

werden. Hierzu ist eine mobile Kehrmaschine bereitzuhalten. 

Für den Steinbruch Nammering, vormals Firma Bauer, liegt eine Anordnung, datiert 

auf den 06.07.1992, vor. Diese enthält Auflagen zu den Betriebszeiten (z. B. Aus-

schluss lärmintensiver Tätigkeiten zur Nachtzeit), zum Verbot des Einsatzes von 

Flammstrahlern, zum genehmigten Abbaubereich (siehe Lageplan Nr. 1. a)), zum 

Umgang mit abgeschiedenen Stäuben und zu den maximal zulässigen Sprengstoff-

mengen bzw. Sprengstoffarten. 
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2. a) Welche Wohngebiete wurden durch die Gemeinde Fürstenstein ausgewiesen, 

obwohl dies explizit gegen die Empfehlung der Immissionsschutzbehörde verstieß 

und das Wohngebiet dadurch näher an den angrenzenden Steinbruch heranrücken 

ließ (bitte anhand einer Karte aufzeigen)? 

Es handelt sich hierbei um das Allgemeine Wohngebiet Nammering-West. Auf den 

Auszug aus dem Bayern-Atlas wird verwiesen. Auf dem Luftbild ist im Norden der 

Steinbruch Gramlet zu erkennen.  

2. b) Aus welchen Gründen wurden diese Wohngebiete entgegen der vorliegenden 

Empfehlung der Immissionsschutzbehörde ausgewiesen? 

Eine Beantwortung dieser Frage ist seitens der Staatsregierung nicht möglich. Bei 

der Ausweisung von Baugebieten handelt es sich um eine kommunale Entscheidung.  

Auf Nachfrage des Bayerischen Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr 

bei der Gemeinde Fürstenstein hat diese mitgeteilt, dass zu obiger Fragestellung 

keine Erkenntnisse vorliegen und weitere Recherchen nicht möglich seien, da die da-

maligen Entscheidungsträger nicht mehr im Dienst der Gemeinde Fürstenstein stün-

den bzw. bereits verstorben seien. 

2. c) Welche Rechte haben Anwohner*innen der Wohngebiete im Falle von Beein-

trächtigungen oder Schädigungen, die aus der Nähe zum angrenzenden Steinbruch 

resultieren (bitte aufgliedern nach Wohngebieten, deren Ausweisung entgegen bzw. 

im Einklang mit den Empfehlungen der Immissionsschutzbehörde erfolgte)? 

Im Falle von (gesundheitlichen) Beeinträchtigungen oder (Sach-)Schäden, die mit 

dem angrenzenden Steinbruch in einem kausalen Zusammenhang stehen sollen, ist 

es den Anwohnern unbenommen, zivilrechtliche Ansprüche geltend zu machen und 

ggf. den Zivilrechtsweg zu beschreiten.  

Ein behördliches Einschreiten zielt dagegen auf die Einhaltung der öffentlich-rechtli-

chen Vorschriften ab.   
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3. a) Wer haftet für einen Wertverlust der Grundstücke und Immobilien in direkter 

Nachbarschaft der Steinbrüche (bitte aufgliedern nach Wohngebieten, deren Auswei-

sung entgegen bzw. im Einklang mit den Empfehlungen der Immissionsschutzbe-

hörde erfolgte)? 

Es gibt keinen allgemeinen Rechtssatz, dass der Einzelne einen Anspruch darauf 

hat, vor jeglicher Wertminderung seines Grundstücks bewahrt zu bleiben (BVerwG, 

Beschluss vom 13.11.1997, Az. 4 B 195/97). Hierzu hat auch der Bayerische Verwal-

tungsgerichtshof (Beschluss vom 07.02.2011, Az. 22 CS 11.31) ausgeführt: „Was 

den behaupteten Wertverlust des Wohngrundstücks des Antragstellers angeht, ist 

anerkannt, dass Wertminderungen als Folge der Ausnutzung der einem Dritten erteil-

ten immissionsschutzrechtlichen Genehmigung nicht für sich genommen einen Maß-

stab dafür bilden, ob Beeinträchtigungen im Sinne des Rücksichtnahmegebots zu-

mutbar sind oder nicht.“  

Eine Beeinträchtigung, die im vorliegenden Fall die Nutzungsmöglichkeiten der 

Grundstücke und Immobilien in direkter Nachbarschaft der Steinbrüche unzumutbar 

einschränken würde, ist nach Auffassung der dafür zuständigen Behörden nicht er-

sichtlich.   

3. b) Besteht bei Grundstücken innerhalb des Sprengbereichs von 300m die Möglich-

keit bei Übernahme der Verantwortung durch Grundstückseigentümer*innen bei ge-

planten Umbaumaßnahmen von kostenintensiven Auflagen abzusehen (bitte begrün-

den)? 

Die Prüfung der gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse obliegt der Baugenehmi-

gungsbehörde. 

Die aus Sicht der Gewerbeaufsicht relevanten Belange werden in § 24 Sprengstoff-

gesetz (SprengG) beschrieben. Das Schutzziel von § 24 SprengG zielt auf den 

Schutz von Beschäftigten und Dritten vor Gefahren für Leben, Gesundheit und Sach-

güter ab. Die Übernahme der Verantwortung durch Grundstückseigentümer kann 

nicht den Schutz der Beschäftigten und Dritter vor Gefahren für Leben und Gesund-

heit ersetzen.  

 



- 6 - 
 

4. Wie ist das „berechtigte Interesse“ definiert, das Anlieger*innen der Steinbrüche 

das Recht einräumt Genehmigungsbescheide der Steinbrüche einzusehen (bitte de-

tailliert ausführen und Beispiele nennen)? 

Die allgemeine Definition des „berechtigten Interesses“ kann der Antwort des StMUV 

vom 07.11.2022 zu Frage 6.a) der Schriftlichen Anfrage betreffend Granitsteinwerke 

Nammering I Firma Kusser vom 30.09.2022 (LT-Drs. 18/24883) entnommen werden. 

Eine detaillierte Auflistung der Fallkonstellationen, in denen Anliegern das Recht auf 

Einsichtnahme in die Genehmigungsbescheide der Steinbruchbetreiber einzuräumen 

ist, kann hier nicht erfolgen, da dies stets eine Einzelfallprüfung erfordert. Dabei hat 

die Behörde nicht nur zu prüfen, ob grundsätzlich ein berechtigtes Interesse gegeben 

ist, sondern auch, wie weit das Akteneinsichtsrecht reicht. Teile eines Genehmi-

gungsbescheides, bezüglich derer kein berechtigtes Interesse nachgewiesen kann, 

sind ggf. zu schwärzen.  

Beispielsweise wurde ein berechtigtes Interesse vom Landratsamt und vom Gewer-

beaufsichtsamt bejaht bezüglich Umfang des Spreng- und Abbaubereichs im Zusam-

menhang mit einem geplanten Bauvorhaben im nahen Umfeld eines Steinbruchs. Im 

konkreten Fall wurden Auskünfte per E-Mail zum Sprengbereich, zum Abbaubereich 

(inklusive amtlichem Lageplan und Auszug aus dem Bayerischen Rauminformations-

system) und zur Abbautiefe übermittelt. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. 
Thorsten Glauber, MdL 
Staatsminister 









80m40200

Maßstab 1:5.000

Gedruckt am 10.01.2023 13:56

https://v.bayern.de/Xb2BT Vervielfältigung nur mit Erlaubnis des Herausgebers

© Bayerische Vermessungsverwaltung 2023, Landesamt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung


